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Einsichtsrecht der Vormundschaftsbehörde in die Akten der Mandatsträger/innen

Sachverhalt

Wir möchten wissen, ob die Mitglieder der Vormundschaftsbehörde ein Recht darauf haben alle Akten inkl. Notizen der Klienten einzusehen. Sie wollen daraus Schlüsse ziehen, ob die AV methodisch richtig arbeitet, alle Akten vorhanden sind und die Administration perfekt geführt ist. Es ist vorgesehen, dass die Mitglieder der VB mindestens 2 x jährlich die Akten von zufällig ausgewählten Klienten
durchsehen.

Erwägungen

1. Angesprochen sind einerseits Persönlichkeitsrechte der betroffenen Klientschaft, der Datenschutz sowie die Frage der Führungsphilosophie, des Umgangs mit Fachstellen und der Legitimation professionellen Handeln. Im Rahmen dieser Kurzantwort können diese Fragen notgedrungen nur gestreift werden.


2. Aktennotizen von vormundschaftlichen Betreuern und Betreuerinnen beinhalten, namentlich wenn sich das Mandat auch die persönliche Betreuung umfasst, Aufzeichnungen aus dem Bereich der Geheim- und Intimsphäre (das sind Daten und Informationen über Lebensvorgängen, welche die betroffenen Personen der Wahrnehmung und dem Wissen aller Mitmenschen entziehen beziehungsweise nur mit ganz bestimmten andern Menschen teilen wollen). Die vormundschaftlichen Mandatsträger/innen haben hierüber das Geheimnis zu wahren, die Vormundschaftsbehörde hat kein Recht, sich über solche Lebensvorgänge Informationen zu beschaffen. Nichts anderes lässt sich aus Art. 423 ZGB ableiten. 


3. Im Datenschutzrecht gilt das Prinzip, dass nur jene Daten weiterzuleiten sind, welche zur Erfüllung der Verwaltungsaufgabe oder behördlichen Funktion nötig ist. Die Vormundschaftsbehörde darf sich demnach darüber orientieren, ob die persönliche Fürsorge, rechtsgeschäftliche und finanzielle Vertretung der betroffenen Person angemessen sei. Wenn sie sich Informationen darüber beschaffen will, ob der Betrieb effizient läuft, handelt es sich nicht um eine dem Privatrecht entspringende Aufgabe, sondern um eine Frage der Verwaltungsorganisation.


4. Die Organisation der vormundschaftlichen Organe ist Sache der Kantone (Art. 361 Abs. 2 ZGB). Es müsste also dem kantonalen Recht entnommen werden können, ob die Vormundschaftsbehörde in betrieblichen Belangen Aufsichtspflichten über die Amtsvormunde hat. Das ist in der Regel nur dann der Fall, wenn wie im Kanton Basel-Stadt Vormundschaftsbehörde und Verwaltungseinheiten in einander übergehen. Ansonsten – und das wird die Regel sein – obliegt die administrative (politische) Führung nicht der VB, sondern Administrativorganen. Diese unterschiedlichen Führungsrollen sind auseinander zu halten, und zwar sowohl mit Blick auf den Datenschutz als auch mit Blick auf die unterschiedlichen Disziplinierungsinstrumente im Falle von Unzulänglichkeiten (die Vormundschaftsbehörde kann kraft ihrer behördlichen Funktion weder einem privaten noch einem amtlichen Mandatsträger vorschreiben, wie er sich in seiner Arbeit zu organisieren habe. Das kann aber sehr wohl eine den Amtsvormunden vorgesetzte Administrativbehörde, welche sogar Akteneinsicht nehmen kann, wenn Hinweise vorliegen, dass die Fallführung einer Amtsvormund oder eines Amtsvormundes von den Grundsätzen der klientenorientierten, ganzheitlichen Betreuung oder den vereinbarten internen Qualitätsgrundsätzen abweicht (ZVW 1996 S. 134 ff., namentlich Ziff. 7 S. 145 f).


5. Der Vormundschaftsbehörde sollte aus meiner Sicht folgendes vorgeschlagen werden.

a. Zwischen VB und AV wird definiert, welchen Qualitätskriterien die Massnahmenabklärung, die Entscheidfindung und Auftragserteilung durch die VB  einerseits, die Fallführung und Berichtsablage andererseits zu genügen hat. Wenn nicht feststeht, nach welchen Kriterien die VB ihre Prüfungen vornimmt, können die AV auch nicht wissen, was von ihnen verlangt wird (die Vorstellungen über eine angemessene Mandatsführung lassen sich nicht generell abstrakt dem Gesetz entnehmen, sondern sind konkretisierungsbedürftig).

b. Die VB beauftragt die den AV vorgesetzte Administrativbehörde, die Organisation der AV nach den definierten Qualitätsstandards zu richten. Sind die AV direkt dem Präsidium der VB unterstellt, steht aus meiner Sicht nichts entgegen, wenn das Reporting einer VB-Delegation anvertraut wird. Abzusehen ist aus datenschutzrechtlichen wie führungspsychologischen Gründen der Einsatz von fachfremden Stabsdiensten.

6. Die Aufsicht der VB wird durch Rechenschaftsberichts- und Rechnungsablage (Art. 413, 423) sowie durch Mitwirkung (z.B. Art. 398 ZGB) oder Zustimmung beziehungsweise Ablehnung bei zustimmungsbedürftigen Geschäften (z.B. Art. 404, 421/422 ZGB) und durch Weisungen in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen (z.B. Art. 400 ZGB) durchgeführt. Vormundschaftsrechtlich sind keine andern Instrumente vorgesehen. Andererseits scheint es mir begrüssenswert, wenn die VB Interesse zeigt an der Schaffung und Aufrechterhaltung von Qualität in der Betreuungsarbeit, weshalb die Amtsvormundschaft aus einer konstruktiven Zusammenarbeit nur profitieren und ihre Professionalität dadurch vielleicht auch besser legitimieren kann. Voraussetzung ist allerdings, dass sich VB und AV über die verlangten Anforderungen und Prüfungskriterien einig sind und sich die VB auch bewusst ist, dass die Qualität der Betreuungsarbeit bei der Abklärung und Begründung eines vormundschaftlichen Auftrags, d.h. mit einem rechtsstaatlich gepflegten Verfahren, beginnt.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 26.11.2003
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